
folgte des Faschismus sowie für deren Hinterbliebene 
vom 8. April 1965 (GBl. II S. 293) gehören, ist die ge­
zahlte Ehrenpension in vollem Umfange als Einkommen 
zu berücksichtigen, da sie an die Stelle der sonstigen 
allgemeinen Altersversorgung tritt. Für die Behand­
lung der Kindergeldzuschläge treffen die Ausführungen 
der Richtlinie Nr. 18 zu Abschnitt III Ziffer 3 D zu.

c) Sonstige Ehrenrenten, die vom Staat, von einer 
Partei oder einer gesellschaftlichen Organisation gezahlt 
werden und auf die kein Rechtsanspruch besteht, dür­
fen bei der Bemessung des Unterhalts für minderjäh­
rige Kinder nicht völlig unberücksichtigt bleiben. Es ist 
von Fall zu Fall zu prüfen, ob bei Beachtung aller Um­
stände die Anrechnung zu einem gewissen Teil oder 
je nach der wirtschaftlichen Lage des Verpflichteten 
ausnahmsweise auch in vollem Umfange gerechtfertigt 
ist.

5. Als Folge der Bewilligung der einstweiligen Kosten­
befreiung für Kinder, deren Eltern nicht miteinander 
verheiratet sind, ist auch in diesem Fall der Verklagte 
gemäß § 120 in Verbindung mit § 115 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO 
von der Zahlung der Gebührenvorschüsse für Zeugen 
und Sachverständige einstweilen befreit. Die Befreiung 
tritt unabhängig davon ein, ob die Klage Erfolgsaus­
sichten hat oder nicht. Abgesehen von dem Fall des 
§ 115 Abs. 2 ZPO, der für diese Feststellungs- und 
und Unterhaltsklagen zufolge § 118 Abs. 2 ZPO kaum 
Bedeutung hat, besteht keine Möglichkeit, die Kosten­
befreiung auf bestimmte Gebühren zu beschränken, 
um den als Vater in Anspruch genommenen Verklagten 
verpflichten zu können, den für die Einholung von 
Blutgruppen- oder sonstigen medizinischen Gutachten 
sow:e die Ladung von Zeugen vorgesehenen Auslagen­
vorschuß zu zahlen.

Zu Fragen der Garantie und Gewährleistung beim Einzelhandelskauf 
und bei Dienstleistungen für Bürger

Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 21. September 1966 — 1 Pr 1 — 8 66.

Der Anwendung der gesetzlichen Bestimmungen auf 
dem Gebiet der Garantie und Gewährleistung beim 
Einzelhandelskauf und bei Dienstleistungen für Bürger 
kommt im Rahmen des neuen ökonomischen Systems 
der Planung und Leitung erhöhte Bedeutung zu. Mit 
der Entscheidung von Streitigkeiten auf diesem Rechts­
gebiet nehmen die Gerichte im Rahmen der Wechsel­
beziehungen zwischen Produktion und Konsumtion Ein­
fluß auf die Herstellung qualitätsgerechter Gegenstände 
des Bedarfs der Bevölkerung. Die durch das Oberste 
Gericht hierzu geführten Untersuchungen geben Anlaß, 
zur einheitlichen und richtigen Gesetzesanwendung zu 
beschließen: 1

1. Verhältnis zwischen bestehenden Garantie- und 
Gewährleistungsrechten sowie den verschiedenen 
Gewährleistungsrcchten untereinander
In dem mit der Anordnung über die Behandlung von 
Kundenreklamationen vom 20. Mai 1966 für den 
Einzelhandel aller Eigentumsformen für verbindlich er­
klärten Kundenmerkblatt (GBl. II S. 386) — im folgen­
den Merkblatt genannt — wird in Übereinstimmung mit 
der bisherigen Rechtsauffassung der Gerichte (vgl. OGZ 
Bd. 9 S. 85) festgelegt, daß Garantierechte und Gewähr­
leistungsansprüche nebeneinander bestehen und der 
Käufer die Wahl hat, welchen Anspruch er geltend 
machen will.
Der Käufer hat grundsätzlich auch die Wahl zwischen 
den verschiedenen Gewährleistungsansprüchen (Wande­
lung, Minderung — § 462 BGB —, Ersatzlieferung bei 
Gattungssachen — § 480 BGB — oder Nachbesserung — 
Merkblatt —). Der Verkäufer ist allerdings nach dem 
Merkblatt berechtigt, die Sache nachzubessern, wenn 
der Mangel der Ware kurzfristig einwandfrei beseitigt 
werden kann und dadurch die berechtigten Interessen 
des Käufers gewahrt bleiben. Dieses Recht besteht da­
nach z. B. nicht, wenn der Käufer den gekauften Gegen­
stand sofort als Geschenk verwenden will. Zum anderen 
ist es möglich, daß der Käufer den gekauften Gegen­
stand im Interesse seiner beruflichen oder anderweiti­
gen z. B. kulturellen Tätigkeit oder aber für eine Reise 
sofort benötigt, etwa eine Schreibmaschine, ein Musik­
instrument oder einen Fotoapparat. In den letzteren 
Fällen kann von der Nachbesserung durch den Verkäu­
fer nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn er im 
Einverständnis mit dem Käufer dessen dringendem Be­
darf zur sofortigen Benutzung des gekauften Gegen­
standes durch kostenlose Stellung eines ordnungsge­

mäßen Leihgegenstandes bis zur Rückgabe der nach­
gebesserten Sache entspricht.
Hat die Nachbesserung keinen Erfolg, so kann der Käu­
fer auf die anderen gesetzlichen Gewährleistungsan­
sprüche zurückgreifen, wie das Merkblatt diese bereits 
für den Fall der Nachbesserung auf Grund des Garan­
tieanspruchs festlegt.
Die Nachbesserung als Erfüllung eines Gewährleistungs­
anspruchs löst, wenn sie nicht ordnungsgemäß ausge­
führt wird, als selbständige Rechtspflicht des Verkäu­
fers einen insoweit unabhängig von einer bereits ein­
getretenen Verjährung der an sich gegebenen Gewähr­
leistungsansprüche bestehenden erneuten Nachbesse­
rungsanspruch des Käufers aus. Für diesen Anspruch 
beginnt die Verjährungsfrist von 6 Monaten mit der 
Rückgabe der nachgebesserten Sache. Er muß dem 
Käufer auch deshalb zustehen, weil dieser z. B. bei 
Ersatzlieferungen erneut alle Gewährleistungsansprüche 
innerhalb dieser Frist beginnend mit der Ablieferung 
der Sache hat.

2. Hemmung des Ablaufs der Verjährungs- und der 
Garantiefrist bei Nachbesserung
Für die Inanspruchnahme der Gewährleistungsrechte 
beim Kaufvertrag ist die Hemmung des Ablaufs der 
Verjährungsfrist (im Merkblatt Reklamationsfrist ge­
nannt) im Merkblatt geregelt. Dasselbe gilt für die 
Garantie. Hier ist der Lauf der Garantiefrist ebenfalls 
für die Zeit von der Mangelanzeige bis zur Rückgabe 
des Gegenstandes gehemmt. Das ergibt sich aus dem 
Sinn der Garantie, mit der dem Käufer für eine be­
stimmte Zeit (Garantiefrist) die einwandfreie Be­
schaffenheit und Benutzung des Gegenstandes gesichert 
sein soll. Dieser Zweck würde nicht erreicht, wenn die 
Garantiefrist während der Ausführung der Garantie­
reparatur weiterläuft, die auch längere Zeit dauern 
oder wiederholt erforderlich werden kann. Für die 
Nachbesserung als Erfüllung des Gewährleistungsan­
spruchs beim Werkvertrag ist im § 639 Abs. 2 BGB 
ausdrücklich festgelegt, daß dann, wenn sich der Auf­
tragnehmer im Einverständnis mit dem Auftraggeber 
der Prüfung des Vorhandenseins des Mangels oder der 
Beseitigung des Mangels unterzieht, die Verjährung so­
lange gehemmt ist, bis der Auftragnehmer das Ergeb­
nis der Prüfung dem Auftraggeber mitteilt oder ihm 
gegenüber den Mangel für beseitigt erklärt oder die 
Fortsetzung der Beseitigung verweigert. Die Hemmung 
der Garantiefrist beim Kauf und bei der Herstellung
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